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Satzung über die Erhebung 
von Gebühren für die Abfallentsorgung in der Stadt Willich 

vom 27.11.2024 
 
 

Aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 i. V. m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch Aufhebung Artikel 5 des Gesetzes zur Änderung des 
Kommunalwahlgesetzes und zur Änderung kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 
01.10.2013 (GV. NRW. S. 564) durch Artikel 6 des Gesetzes vom 05.07.2024 (GV. NRW. S. 444), 
in Kraft getreten am 31.07.2024, sowie der §§ 1, 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 05.03.2024 (GV. NRW. S. 155), in Kraft getreten mit Wirkung vom 
01.01.2024, und des § 21 der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Willich vom 
20.12.2017 (Abl. Krs. Vie 2018, S. 51), zuletzt geändert durch die dritte Änderungssatzung vom 
19.12.2023 (Abl. Krs. Vie. 10/2024) hat der Rat der Stadt Willich in seiner Sitzung am 27.11.2024 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Gegenstand der Satzung 

 
Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung "Abfallentsorgung" nach § 4 Abs. 2 und § 6 
Abs. 1 Kommunalabgabengesetz (KAG), erhebt die Stadt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 
6 Abs. 2 KAG Benutzungsgebühren. 
 

 
§ 2 

Gebührenpflichtige und Gebührenpflicht 
 
(1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümer/innen der an die städtische Abfallentsorgung 

angeschlossenen Grundstücke und die ihnen Gleichgestellten gemäß § 22 der Satzung über 
die Abfallentsorgung in der Stadt Willich. Mehrere Gebührenpflichtige haften als 
Gesamtschuldner/innen. 

 

(2) Maßgebend für die Gebührenpflicht sind die am 01.01. des Veranlagungsjahres 
bestehenden, durch einen Grundsteuermessbescheid des Finanzamtes festgestellten 
Eigentumsverhältnisse. Im Falle eines Eigentumswechsels ist die/der neue Eigentümer/in 
vom Beginn des Monats an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt. Für 
sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. 

 

(3) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. Tag des Monats, der auf den Anschluss folgt. Sie 
endet mit dem Ablauf des Monats, in dem die Inanspruchnahme der städtischen 
Abfallentsorgung aufhört. 

 

(4) Gibt die Stadt dem Antrag nach § 11 (4) der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Willich statt, dann werden die Gebühren ab dem 1. Tag des übernächsten Monats, der auf 
den Eingang des Antrags auf eine gebührenmindernde Veränderung folgt, neu berechnet 
und der Gebührenbescheid berichtigt. 

 

(5) Die Gebühren dieser Satzung ruhen als grundstücksbezogene Benutzungsgebühren nach § 
6 (5) Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen als öffentliche Last auf 
dem Grundstück. 

 
 

§ 3 
Gebührenbemessung 

 
(1) Grundlage für die Gebührenberechnung sind Zahl, Art und Größe der aufgestellten 

Restabfallbehälter und Restabfallsäcke, sowie Zahl, Art und Größe der aufgestellten 
freiwilligen zusätzlichen Bio-Tonnen.  

 

          Für die Bemessung der Gebühren ist unerheblich, ob und in welchem Umfang die 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14040&vd_back=N564&sg=0&menu=1


 

                 7.2 

 

aufgestellten Abfallbehälter bei ihrer Leerung im Einzelfall gefüllt und wie viele Abfallbehälter 
im Einzelfall zu entleeren waren. Unberücksichtigt bleibt auch, ob und in welchem Umfang 
Papier und Pappe, sperrige Abfälle, Sonderabfälle aus Haushaltungen, Bioabfälle sowie 
Elektrogeräte zur Abfuhr bereitgestellt wurden.  

 
(2) Die Abfallentsorgungsgebühr beträgt jährlich 
 
a) für die Gestellung eines grauen Restabfall- 
 behälters für 1. Person mit einem Fassungs- 
 vermögen 
 von 60 l bei 14-tägiger Leerung    157,74 € 
 
b) für die Gestellung eines grauen Restabfall- 
 behälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 60 l bei 14-tägiger Leerung    189,54 € 
 
c) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 80 l bei 14-tägiger Leerung     210,74 € 
 
d) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 120 l bei 14-tägiger Leerung    253,14 € 
 
e) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 240 l bei 14-tägiger Leerung    380,34 € 
 
f) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 80 l bei wöchentlicher Leerung   421,48 € 
 
g) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 120 l bei wöchentlicher Leerung   506,27 € 
 
h) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 240 l bei wöchentlicher Leerung   760,68 € 
 
i) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 770 l bei wöchentlicher Leerung            1.884,27 € 
 
j) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 1.100 l bei wöchentlicher Leerung            2.583,87 € 
 
k) für die Gestellung eines grauen Rest-  
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 4.500 l bei wöchentlicher Leerung            9.791,83 € 
 
l) für einen blauen Restabfallsack für   
 Überhangrestabfälle gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 8  
 der Satzung über die Abfallentsorgung  
 in der Stadt Willich        2,53 €  
 
m) für einen Bioabfallsack gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 8  
 der Satzung über die Abfallentsorgung in der 
 Stadt Willich         2,85 € 
 
n) für einen freiwilligen zusätzlichen Bioabfall-  
 behälter mit einem Fassungsvermögen     
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 von 120 l oder 240 l       47,00 € 
 
 
 

§ 4 
Gebührenabschlag 

 
(1) Liegen die Voraussetzungen für eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang an 

die Bioabfallentsorgung der Stadt vor (§ 8 Abs. 1 der Abfallentsorgungssatzung der Stadt 
Willich), dann reduziert sich die Abfallgebühr nach § 3 Absatz 2 Ziffern a) bis j) um 45,00 €. 

 
(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Entsorgungsgemeinschaft für die gemeinsame 

Bioabfallentsorgung zweier benachbarter Grundstücke vor (§ 14 (1) der 
Abfallentsorgungssatzung der Stadt Willich), dann reduziert sich die 
Abfallentsorgungsgebühr für die/den Gebührenpflichtige/n des Grundstücks, auf dem kein 
Bioabfallbehälter aufgestellt wird, um 5,43 €. 

 
(3) Liegen die Voraussetzungen für die Reduzierung des Behältervolumens für einen 

6.Personen Haushalt vor und es wurde ein entsprechender Reduzierungsantrag gestellt (§ 
11 Abs (3) der Abfallentsorgungssatzung der Stadt Willich), dann reduziert sich die Gebühr 
für die wöchentliche Leerung des 80 Liter Behälter um 100,00 €. 

 
 

§ 5 
Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren 

 
(1) Die Gebühren nach § 3 werden mit einem Gebührenbescheid angefordert und sind an die 

im Bescheid bezeichnete Stelle zu zahlen. Die Gebühren sind je zu einem Viertel am 15. 
Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November fällig. Erfolgt eine Nachveranlagung der 
Gebühren, so sind diese innerhalb eines Monats nach Zugang des Gebührenbescheides zu 
zahlen. Überzahlungen werden verrechnet beziehungsweise erstattet. Die Gebühren 
können zusammen mit anderen Abgaben angefordert werden. 

 
(2) Die Gebühr für den Restabfallsack (§ 3, Buchst. l) und den Bioabfallsack (§ 3, Buchst. m) ist 

in dessen Kaufpreis enthalten und wird mit dem Kaufpreis fällig. 
 
 

§ 6 
Billigkeitsmaßnahmen 

 
Für Billigkeitsmaßnahmen gelten die §§ 156 Abs. 2, 222, 227 Abs. 1, 234 und 261 der 
Abgabenordnung vom 01.10.2002 in Verbindung mit § 12 KAG sinngemäß.        
 
 

§ 7 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft, gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung 
von Gebühren für die Abfallentsorgung in der Stadt Willich vom 20.12.2022 außer Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
  a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
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  b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

  c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder      
  d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Willich, den 27.11.2024 
Gez.  
 
 
 
(Pakusch) 
Bürgermeister  

 


